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Die Durchführung des Lastenausgleichs
Eindrücke und Erfahrungen 

Oberregierungsrat O. Bothe, Hamburg

Präambel dès LAG: In Anerkennung des Anspruchs der durdi den Krieg und seine Folgen besonders betroffenen 
Bevölkerungsteile auf einen die Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit und die volkswirtschaft­
lichen Möglichkeiten berücksichtigenden Ausgleich von Lasten und auf die zur Eingliederung 
der Geschädigten notwendige Hilfe sowie unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß die Gewäh­
rung und Annahme von Leistungen keinen Verzicht auf die Geltendmachung von Ansprüchen 
auf Rückgabe des von den Vertriebenen zurückgelassenen Vermögens bedeutet, hat der Bundes­
tag mit Zustimmung des Bundesrates das nachstehende Gesetz beschlössen. ‘

Z wei für die Durdiführung des Lastenausgleichs be­
deutungsvolle Aussagen enthält die Präambel 

zum Gesetz: Einmal die Anerkennung des Ansprudis 
,der durch den Krieg und seine Folgen besonders be­
troffenen Bevölkerungskreise", d. h. der Gesdiädigten, 
auf einen der sozialen G ereditigkeit entspredienden 
Ausgleidi der Lasten, die die Ereignisse zunächst ihnen 
allein aufgebürdet hatten, zum anderen aber auch den 
Hinweis darauf, daß diesem Ausgleich in m aterieller 
Hinsidit durdi die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten 
Grenzen gezogen sind: Ein Eingriff in die erhalten ge­
bliebene Substanz, der ihre Produktivkraft gefährden 
würde, hätte audi für die Gesdiädigten kein Inter­
esse. Das Gesetz geht davon aus, daß die Abgabe- 
pfliditigen 50 “/o ihrer nach Maßgabe der vermögen- 
steuerreditlichen V orsdiriften auf den 21. Juni 1948 
erredmeten Vermögen für die Zwedce des Lastenaus- 
gleidis abzuführen haben (§ 31 i. Verb. m. § 21 LAG). 
Hinzu kommen die H ypothekengewinnabgabe (§§ 91 ff 
LAG) und die Kreditgewinnabgabe (§§ 161 ff LAG), 
ferner Zusdiüsse der Länder in Höhe des Aufkommens 
an Vermögensteuer (§ 6 Abs. 1 LAG) sowie sdiließlidi 
Zusdiüsse des Bundes und der Länder in Höhe von 
410 Mill. DM je  Redinungsjahr (evtl. weniger, wobei 
sidi die M inderung aus dem Verhältnis ergibt, in dem 
sidi der m it 890 Mill. DM veransdilagte Jahresauf­
wand für die Unterhaltshilfe verringert; § 6 Abs. 3 
LAG.*) Alle diese Einnahmen fließen zu einem Son­
dervermögen des Bundes, dem Ausgleidisfonds, zu­
sammen (§ 5 LAG). Aus ihm werden die Ausgleidislei- 
stungen — und zwar nur sie — bewirkt. V erw altungs­
kosten, die die Durdiführung des LAG mit sidi bringt 
(personelle und sädilidie Kosten der Ausgleidisbehör- 
den), dürfen aus dem Ausgleidisfonds n id it bestritten 
werden (§ 6 Abs. 2 LAG). W ährend der Bearbeitung

‘) Die vom Bundestag bere its  in d ritte r  Lesung angenom m ene, aber 
zur Stunde nodi dem  B undesrat vorliegende 4. N ovelle zum LAG 
sielit eine Erhöhung der Zusdiüsse der öffentlidien H and vor. Die 
neue Fassung des § 6 in dem Änderungs-Entw urf lau te t:

.(1) Die Länder elnsdilieB lidi des Landes Berlin le is ten  an  den 
Ausgleidisfonds b is  auf w eiteres, längstens b is  zum 31. M ärz 
1979, Zusdiüsse in Höhe des Aufkommens an V erm ögensteuer. 
(2) Bund und Länder einsdilieB lidi des Landes Berlin leisten  
ferner an den A usgleidisfonds jäh rlid ie  Zusdiüsse von 480 M ill. 
DM. Diese Zusdiüsse m indern sidi in dem V erhältnis, in dem 
sidi der m it B90 M ill. DM veranschlagte Jahresaufw and des 
Ausgleichsfonds für U nterhaltshilfe verringert. Der Bund le iste t 
ein Drittel dieses Zuschusses; d ie Länder einschließlich des Lan­
des Berlin le isten  zwei D rittel nach dem V erhältn is ihrer 
Steueraufkommen im jew eils vorhergehenden R edinungsjahr.“

des Gesetzentwurfs im Dezember 1951 hatte der Vor­
sitzende des Lastenausgleidisaussdiusses, Bundestags­
abgeordneter Kunze, einmal die damalige Schätzung 
der jährlidien Einnahmen des Ausgleichsfonds mit min­
destens 2,2 Mrd. DM bekanntgegeben (vgl. „Die W elt" 
Nr. 298 vom 21.12. 1951). Das tatsächlidie jährliche 
Aufkommen beläuft sid i z. Zt. auf rund 3 Mrd. DM. 
Die Gewährung von Ausgleidisleistungen setzt selbst- 
verständlidi voraus, daß der A ntragsteller einen Scha­
den erlitten hat, und zwar entweder einen Vertrei- 
bungssdiaden, einen Kriegssadisdiaden, einen Ost- 
sdiaden oder einen Sparersdiaden. Eine Ausnahme 
wird lediglich bei den Darlehen zur Beschaffung von 
D auerarbeitsplätzen zugestanden: Sie können auch an 
N iditgesdiädigte vergeben werden. In jedem Falle 
aber muß derjenige, der einen Kredit dieser A rt in 
Anspruch nimmt, für je  3000 — 5000 DM der Dar­
lehenssumme einen zusätzlichen Arbeitsplatz für einen 
durdi V ertreibung oder Kriegssadisdiaden arbeitslos 
gewordenen A rbeitnehm er schaffen und auf die Dauer 
von mindestens 5 Jahren  halten (§§ 259, 260 LAG). 
Das Gesetz sieht sowohl Ausgleidisleistungen m i t 
Reditsansprudi vor, die zu gewähren sind, wenn der 
A ntragsteller die V oraussetzungen erfüllt, als audi 
Ausgleichsleistungen o h n e  Reditsanspruch, sogen. 
Kannleistungen, deren Bewilligung nach Maßgabe der 
verfügbaren M ittel in das pfliditgem äße Ermessen der 
A usgleidisbehörden gestellt ist.
A usgleicJisleistungen m it R ed itsanspruch  (§ 232 LAG) sin d  
d ie H aup ten tsd iäd ig u n g , die K riegsschadenren le , d ie  Ent­
schädigung im  W ährungsausg leich  fü r S p argu thaben  V er­
tr ie b en er, die H ausraten tschäd igungi
A usg le ichsleis tungen  ohne R echtsanspruch (§ 233) s in d  d ie  
E ing liederungsdarlehen , d ie W ohnraum hilfe, L eistungen aus 
dem  H ärtefonds, L eistungen auf G rund sonstig er Förderüngs- 
m aßnahm en.

LEISTUNGEN MIT RECHTSANSPRUCH 
Die H a u p t  e n t s c h ä d i g u n g ,  die die Verluste an 
Grund- imd Betriebsvermögen, an Gegenständen der 
Berufsausübung oder der w issensdiaftlidien Forschung 
sowie die Vertreibungs- und Ostsdiäden an  RM-Spar- 
einlagen, anderen geldwerten Ansprüchen und an An­
teilen an Kapitalgesellsdiaften und Gesdiäftsguthaben 
bei Erwerbs- und W irtschaftsgenossensdiaften ab­
gelten soll, kann z. Zt. nodi nidit ausgezahlt werden, 
da die Schadensfeststellung, die die Grundlage für ihre
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Berechnung ist, erst seit einigen M onaten ange- 
laufen ist. Die Schadensfeststellung ist eines der sdiwie- 
rigsten G ebiete des Lastenausgleidis, weil z. B. für 
die in  den Vertreibungsgebieten entstandenen riesigen 
Verluste an land- und forstwirtsdiaftlidiem  Vermögen, 
Grundvermögen und Betriebsvermögen die Einheits­
w erte zum größten Teil neu berechnet werden müssen. 
Ausgebildete Bewertungsfadileute, die den Feststel- 
lungs- (Aus.gleidis-) Ämtern im Abordnungs- oder V er­
setzungswege hätten zur Verfügung gestellt werden 
können, w aren nur in ganz verschwindender Anzahl 
vorhanden. Daher mußten und müssen die Bewertungs­
kräfte für die Durdiführung des Lastenausgleichs erst 
in Sonderlehrgängen ausgebildet und geschult werden. 
Abgesehen hiervon konnten auch Mittel für die Zah­
lung von Hauptentschädigungen bisher nicht zur V er­
fügung gestellt werden.
An K r i e g s s c h a d e n r e n t e ,  die als Unterhalts­
und Entschädigungsrente an Männer über 65 und an 
Frauen über 60 Jahre sowie an solche Geschädigten 
gezahlt wird, die infolge von Krankheit oder Gebrechen 
dauernd erwerbsunfähig sind — immer vorausgesetzt, 
daß sie ihren Lebensunterhalt nicht aus sonstigen Ein­
kommen oder Vermögen bestreiten können — w er­
den z. Zt. im Bundesgebiet monatlich etwa 60 Mill. DM 
ausgezahlt.
Von der H a u s r a t e n t s c h ä d i g u n g  wird zu­
nächst gemäß § 297 Abs. 2 LAG nur ein Teil in Ge­
stalt der Hausrathilfe, und von dieser vordringlich die 
erste Rate, gewährt. Die Hausratentschädigung trägt 
ihren Namen im Grunde genommen zu Unrecht. Eine 
„Entschädigung" müßte ihrem Begriff nach eine 
wenigstens nicht ganz unerhebliche Quote des Scha­
denswertes darstellen. Diese Forderung erfüllt jedoch 
die H ausrat-,Entschädigung“ des LAG nicht. Die w ert­
mäßige Höhe des Verlustes spielt für sie überhaupt 
keine Rolle. Die Geschädigten werden — je nach 
ihren durchschnittlichen Einkommens- oder Vermögens­
verhältnissen in den Jahren 1937—1939 — in drei ver­
schiedene Gruppen eingeteilt, von denen die erste 
(Einkünfte bis zu 4 000 RM jährlich oder Vermögen 
bis zu 20 000 RM) einen „Sockelbetrag" von 800 DM, 
die m ittlere (Einkünfte bis zu 6 500 RM jährlich oder 
Vermögen bis zu 40 000 RM) einen solchen von 
1 200 DM und die dritte (Einkünfte über 6 500 RM 
jährlich oder Vermögen über 40 CKX) RM) von 1 400 
DM erhalten. Zu den Sockelbeträgen kommen noch 
Familienzuschläge, und zwar für den Ehegatten 200 
DM, für jeden weiteren zum Haushalt des Geschädig­
ten gehörigen und wirtschaftlich von ihm abhängigen 
Familienangehörigen 100 DM und für das 3. und jedes 
weitere wirtschaftlich abhängige Kind bis zum vollen­
deten 18. Lebensjahr weitere je  100 DM (§ 295 LAG). 
Ein Geschädigter kann also einen noch so großen und 
w ertvollen Hausstand verloren haben, er wird nicht 
mehr als 1 400 DM Sockelbetrag zuzüglich der Familien­
zuschläge als „Hausratentschädigung“ erhalten kön­
nen. Bei einer Familie mit 6 Kindern unter 18 Jahren 
wird diese also günstigstenfalls 1 400 +  200 +  600 -t- 
400 =  2 600 DM betragen, mag der verloren gegan­
gene H ausrat auch einen W ert von 20 000, 50 000 RM 
oder noch m ehr gehabt haben.

V iel E n ttäuschung h a t auch schon d ie  T atsache b e re ite t, daß 
sogen. „V orauszah lungen", die se in erze it w äh ren d  des Krie­
ges oft in  großzügiger W eise  von  den K riegsschädenäm tern  
g ew äh rt w urden , im  V erh ä ltn is  10 zu  1 auf d ie H ausra t­
entschäd igung  angerech n e t w erden , e s  se i denn, daß  d e r  aus 
d iesen  V orauszah lungen  dam als w iederbeschaffte  H ausra t 
durch K riegsere ign isse  e rn e u t v e rlo ren  g egangen  is t  (§ 296 
A bs. 1 LAG).
Eine an d ere  V orschrift, d ie d ie  E rw artungen  v ie le r  G eschä­
d ig ter zunichte gem acht hat, is t  d ie  B estinunung des § 8 
Abs. 2 Ziff. 4 des F ests te llu n g sg ese tzes (FG), nach d er Schä­
den von  d er F es ts te llu n g  —  u n d  dam it auch v o n  d er H aus­
ra ten tschäd igung  (§ 235 LAG) —  ausgesch lossen  sind, w enn 
es sich um  V erlu ste  handelt, für d ie b e re its  auf G rund  der 
K riegssachschäden-V erordnung vom  30. 11. 1940 (KSSchVO) 
E ntschäd igungsle is tungen  von  m eh r als 50 "/• d e s  nach jen er 
V ero rdnung  an zu erk en n en d en  V erlu s te s  g ew äh rt w orden 
sind. G erade fü r d ie  ausgebom bten  k le in en  H au sh a lte  ha t 
d iese  gesetzliche R egelung  o ftm a ls en ttäu sch en d e  A usw ir­
kungen . W ar z. B. e in  durch Bom ben z e rs tö rte r  H ausstand  
nach d e r  KSSchVO m it 9000 RM oder 9500 RM zu bew erten  
u n d  h a tte  d e r  G eschädigte  dam als vom  K riegsschädenam t 
eine  V orauszah lung  von  5000 RM e rh a lten  (eine in  H am burg 
nach der K a tas tro p h e  von  1943 in  d e r  Regel gezah lte  Pau­
schale fü r H au sra tv e rlu s te ), so is t  d ie se r  Schaden gem äß 
§ 8 Abs. 2 Ziff. 4 FG je tz t v o n  d er F es ts te llu n g  ausgeschlos­
sen. D ieser A usschluß v o n  d er S chadensfestste llung  h a t aber 
w eite r auf G rund  v o n  § 235 LAG d ie  Folge, daß  auch eine 
H au sra te n tsd iäd ig u n g  n id it m eh r g ew äh rt w erd en  kann .
Zu m anchm al e ig en a rtig en  K onsequenzen  fü h rt die Bestim ­
m ung des § 16 A bs. 4 FG: „V oraussetzung  für die A n erk en ­
nung  e in es H au sra tv e rlu s te s  ist, daß  d e r  G eschädigte Eigen­
tüm er v o n  M öbeln  fü r m in d esten s e inen  W ohnraum  w a r .“ 
Die M öb lierung  e in es W ohnraum es —  1 Bett, 1 Schrank,
1 Tisch, 2—3 S tühle, 1 K om m ode —  k a n n  w ertm äß ig  eine 
Sum m e v o n  w en igen  h u n d ert RM ausgem acht h aben . Ist sie 
durch d ie Sciiädigung v erlo ren  g egangen  und  sind  au f Grund 
der KSSchVO V o rauszah lungen  v o n  n id it  m eh r a ls  50 •/» des 
W ertes g e le is te t w orden, so b es teh t A nspruch auf H au sra t­
entschädigung. W a r  d er G eschädigte ab e r be isp ie lsw eise  ein 
„v o llm öb lierter“ U nterm ieter, d e r  durch A usbom bung  oder 
V ertre ib u n g  „nur" re ichhaltige  G arderobe u n d  W äsche sow ie 
Bücher, Bilder, e tw a  eine  G eige, e in en  F lügel usw . a lles  zu­
sam m en im  W erte  v o n  m eh re re n  tau sen d  RM v e r lo re n  hat, 
so k a n n  ihm  ein  A nspruch auf H ausra ten tsch äd ig u n g  nicht 
zugestanden  w erden . W ar er nicht au sü b en d er K ünstler, son ­
d e rn  besaß e r  die M u sik instrum en te  n u r au s  L iebhabere i, so 
k an n  Ihm  auch e in e  H aupten tschäd igung  nicht b ew illig t w er­
den, w eil es sich dann  b e i dem  F lügel u n d  d e r  G eige nicht 
um „G egenstände d er B erufsausübung" g eh an d e lt hat.
Ein beson d eres Problem , m it dem  die A usg le ichsäm ter sich 
lau ten d  zu beschäftigen  haben , b ilden  die sogen. „M öbel­
k in d e r“. D as s in d  d ie B ew erber um  H ausra ten tschäd igung , 
d ie ih re  A n trä g e  d arau f stü tzen , daß sie  v o r  E in tritt des 
Schadens in  d er elterlichen  W ohnung  e in  Z im m er für sich m it 
e i g e n e n  M öbeln  g ehab t h ä tten . N atürlich  is t  es durchaus 
m öglich, daß  e in  Sohn od er eine  T och ter im  H ause  d er E ltern  
b ere its  e in  m it e ig en en  M öbeln  a u sg e sta tte te s  Zim m er be­
w ohnt h aben . N ach a llgem einer L ebenserfah rung  is t  das aber 
k e in esw eg s d ie  R egel gew esen . D ie A usg le ichsäm ter m üssen 
d ah e r in F ällen  d ie se r  A rt an den  N achw eis fü r derartige  
B ehauptungen  b eso n d ere  A nforderungen  ste llen . D as B undes­
ausgleichsam t h a t  ln  den jü n g st h erau sg e g eb en en  D urdifüh- 
rungsbestim m ungen  zur H ausra ten tschäd igung  vom  24. 1. 1955 
(Amtl. M itt. Bl. des B undesausgleichsam tes 1955, S. 29 ff) 
u n te r  Ziff. 14 nochm als ausdrücklich au sgefüh rt, daß bei K in­
dern , d ie  zur Z eit d e r E n tstehung  des Schadens a ls u n v e r­
h e ira te te  M in d e rjäh rig e  im  H au sh a lt ih re r  E ltern  leb ten , v e r ­
m ute t w ird, d aß  sie  nicht E igen tüm er d e r  von  ih n en  b enu tz­
ten  M öbel w aren .

Trotz der verhältnism äßig geringen Höhe der Haus­
ratentschädigung und trotz der Anrechnung der V or­
auszahlungen w ird der gesamte M ittelbedarf für diese 
Ausgleichsleistung auf rd. 6 Mrd. DM geschätzt. Um 
die sozial dringendsten Fälle mit V orrang berück­
sichtigen zu können, ist eine Punkttabelle eingeführt 
worden. Die Zahl der Punkte errechnet sich nach dem 
Einkommen, dem Lebensalter, dem Familienstand des 
Geschädigten sowie einigen w eiteren besonderen 
Merkmalen. Augenblicklich wird die erste Rate der 
Hausrathilfe an die Inhaber von 50 und m ehr Ptmkten,
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die zweite Rate an Inhaber von 75 und mehr Punkten 
sowie in einigen Sonderfällen gewährt. Bis zum 31. 
Dezember 1954 wurden an Hausrathilfen über 2 Mrd. 
DM an Geschädigte ausgezahlt.
Beim W ä h r u n g s a u s g l e i c h  f ü r  S p a r g u t ­
h a b e n  V e r t r i e b e n e r ,  dem der Gedanke zu- 
grundeliegt, die V ertriebenen hinsichtlich, ihrer bei 
Geldinstituten im Vertreibungsgebiet verlorenen Spar­
guthaben nach Möglichkeit ebenso zu stellen, w ie die 
Nichtvertriebenen durch die W ährungsumstellung ge­
stellt wurden, bietet der Nachweis der verlorenen 
Sparkonten oft besondere Schwierigkeiten. Der Kreis 
der zugelassenen Beweismittel ist durch Durchführungs­
verordnungen (bisher 5 an der Zahl) laufend erwei­
tert worden. In einer bevorstehenden 6. DV-WAG 
(Gesetz über den W ährungsausgleich für Sparguthaben 
Vertriebener) und in einer Gesetzesnovelle ist die Zu- 
lassimg weiterer Beweismittel vorgesehen. Bis zum
31. 12. 1954 sind zur Deckung von rd. 2,5 Mill. Aus­
gleichsgutschriften sowie für über 2 Mill. Aufstockungs­
gutschriften an Kapital und Zinsen (4,5 “/o jährlich ab 
1. 1. 1952) etwa 750 Mill. DM gezahlt worden.

LEISTUNGEN OHNE RECHTSANSPRUCH 
Die E i n g l i e d e r u n g s d a r l e h e n  sind unterteilt 
in Aufbaudarlehen für die gewerbliche W irtschaft und 
die freien Berufe, Aufbaudarlehen für die Landwirt- 
sdhaft, Aufbaudarlehen für den W ohnungsbau und 
Eingliederungsdarlehen zur Schaffung von A rbeits­
plätzen.
Wie der Name besagt, dienen diese Darlehen der Ein­
gliederung der Geschädigten. Aber eine Definition des 
Begriffs .Eingliederung“ gibt das Gesetz nicht. Die 
Frage, ob ein V ertriebener oder ein Kriegssachge- 
schädigter, der einen Antrag auf Gewährung eines 
Aufbaudarlehens gestellt hat, nicht bereits w ieder in 
den Wirtschaftsprozeß eingegliedert sei, hat sich zu 
einem der Hauptprobleme der Durchführung des LAG 
entwickelt. W as heißt überhaupt „Eingliederung“? 
Wann ist sie vollendet? Die Frage ist deshalb von be­
sonderer Bedeutung, weil der Geschädigte im Falle 
der Bejahung seiner bereits vollzogenen Eingliederung 
kein Aufbaudarlehen m ehr erhalten kann. Ein etwa 
vorhandener Kreditbedarf muß, wenn die Ausgleichs­
behörde feststellt, daß der A ntragsteller bereits .e in ­
gegliedert“ ist, andere Ursachen haben als die erlit­
tene Schädigung (die V ertreibung oder die Ausbom- 
bung). Aber wann, unter welchen Voraussetzungen, 
kann die Ausgleichsbehörde zu dem Schluß kommen,

daß der Geschädigte eingegliedert sei? Ist dies z. B. 
lediglich eine Frage der Einkommenshöhe? Und wenn 
ja, bei welcher Einkommenshöhe ist die vollzogene 
Eingliederung zu bejahen? Kann ein früher selbständig 
gewesener Geschädigter verlangen, nur dann als .e in ­
gegliedert“ angesehen zu werden, wenn er wieder 
selbständig tätig ist, mag er auch z. Zt. in unselbstän­
diger Stellung ein noch so hohes Gehalt beziehen? Be­
reits im November 1953 hat die V ertretung der hei­
m atvertriebenen W irtschaft e. V., Bonn (in Arbeits­
gemeinschaft m it der „Interessengemeinschaft der in 
der Ostzone enteigneten Betriebe e. V.") in einem 
„Vollzugsprogramm der Eingliederung' darauf hinge­
wiesen, daß die Zahl von — bis dam als — 128 000 
errichteten Vertriebenen-Betrieben mit über 400 000 
Arbeitsplätzen nicht darüber hinwegtäuschen könne, 
daß unter 100 Erwerbspersonen in Industrie, Hand­
werk, Handel und V erkehr sich doch nur 7,8 Selbstän­
dige befänden sta tt 15,8 in der Heimat und gegen­
über 16,1, die in  der einheimischen Bevölkerung des 
Bundesgebiets vorhanden seien. Jede selbständige Exi­
stenz trage am ersten zur Festigung des sozialen Ge­
füges bei und w eite das Sozialprodukt m it der gleich­
zeitigen Schaffung von Arbeitsplätzen aus. Im Zusam­
menhang mit diesem Problem ist auch schon die Frage 
aufgeworfen worden, warum für die hauptentschädi­
gungsberechtigten Darlehens-Bewerber nicht einfach 
der Grundbetrag festgestellt und — evtl. begrenzt bis 
zu 35 000 bzw. 50 000 DM — ausgezahlt werde, ohne 
daß die Ausgleichsbehörden in diesen Fällen erst noch 
in die zeitraubende Prüfung der einzelnen Vorhaben 
und ihrer möglichen Entwicklungs- und Erfolgsaussich­
ten einzutreten brauchten. Letzten Endes sei es allein 
Sache des Geschädigten, was er mit dem ihm zuste­
henden Entschädigungsbetrag anfange. Scheitere er mit 
seinem Vorhaben, so trage er auch allein die V erant­
wortung für die getroffene Fehldisposition.
Der Beirat des Bundesministeriums für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hat sich auf seiner 
ersten Sitzung am 29. März 1954 ebenfalls mit der 
Frage der Eingliederung befaßt. In der über das Er­
gebnis der Beratung gefaßten Entschließung heißt es 
u. a.:
.D e r B eirat is t  e in h e llig  d er Ü berzeugung, daß  bei d er gegen­
w ärtig en  außen- u n d  innenpolitischen  S itua tion  d ie  G efahr, 
die in  der n u r zum  g erin g eren  Teil vo llzogenen  E ingliede­
ru n g  d er V ertrieb e n en  u n d  F lüchtlinge lieg t, nicht u n te r­
schätzt w erden  darf. Sie is t v ie lm ehr für den  sozialen  F rie­
den  u n d  d ie Forten tw ick lung  eiJier sich au f F re ih e it und  P ri­
vate ig en tu m  g rü n denden  G esellschaft so bedrohlich, daß sie
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ohne Z usam m enfassung a lle r K räfte  des d eu tsd ien  V olkes 
un d  d er fre ien  W elt n id it überw unden  w erden  k an n . .
 D ie B evölkerung  W estd eu tsd ilan d s h a t auf dem \ h a r­
ten  W eg vom  Z usam m enbrud i b is  in  u n se re  T age V orbild- 
lid ies  an  G em einsd iaftsgeist und  O pferw illen  gezeig t. Es 
b le ib t ih re  A ufgabe, ü b e r zehn M illionen ohne e igene  Sdiuld  
verm ögenslos gew ordene D eu tsd ie  v o r d er dauern d en  sozia­
len  D ek lassierung  zu bew ahren , indem  sie  ih re  A n stren g u n ­
gen  d arau f rid ite t, d ie  b leibende V eran k eru n g  D eu tsd ilands 
in  d er eu ro p ä isd ien  O rdnung  zu sid ie rn . D iese V eran k eru n g  
is t oh n e  S d iaffung von  E igentum  u n d  T ä t i g k e i t  i m  e r ­
l e r n t e n  B e r u f i n  d e r  f r ü h e r e n  s o z i a l e n  
S t e l l u n g  u n d en k b ar. E rst d ie  E i n g l i e d e r u n g  läß t 
d ie  V ertrieb e n en  und  F lüd itlinge  A nte il haben  an  den  W er­
ten  d e r  w es tlid ien  W elt. E rst s ie  a b e r  s tä rk t die in n ere  Be- 
re itsd ia ft, fü r F re iheit und eu ro p ä isd ie  L ebensführung e in ­
zustehen."

In dem Fa.Il eines aus Königsberg vertriebenen, zu­
letzt dort selbständig gewesenen Apothekers, der nach 
der V ertreibung (Rückkehr aus der Kriegsgefangen- 
sdiaft 1949) bereits m ehrere Jahre lang im Anstel­
lungsverhältnis w ieder als A potheker tätig gewesen 
w ar (Gehalt: 750 DM monatlich, zuzüglidi 110 DM 
„Ausgleidiszahlung" aus der Ausgleichskasse der 
Apothekerkammer) und der ein Aufbaudarlehen zur 
Übernahme einer neu errichteten Apotheke beantragt 
hatte, hatte das Landesausgleichsamt Hamburg den 
Standpunkt vertreten, daß von einer echten Eingliede­
rung eines Geschädigten nur dann gesprochen werden 
könne, wenn die Grundlage der neuen Existenz im 
großen Und ganzen ihrer A rt nach der durch die 
Schädigung verlorenen Lebensgrundlage entspreche. 
Zwar sei es in vielen Fällen zumutbar, daß ein vor 
der Schädigung selbständig tätig gewesener V ertrie­
bener oder Kriegssachgeschädigter die Eingliederung in 
Form eines A nstellungsverhältnisses finde (z. B. ein 
früher selbständig gewesener Schneidermeister er­
halte eine Anstellung als angemessen bezahlter Zu­
schneider in  einer größeren Schneiderwerkstatt j ein 
vor der Schädigung in eigener Firma tätig gewesener 
W irtschaftsprüfer erhalte eine Stellung als Prokurist 
oder N iederlassungsleiter in einer Wirtschaftsprüfungs- 
gesellsdiaft; ein ehemals selbständiger Hotelier werde 
Geschäftsführer oder Direktor eines Hotelbetriebes 
usw.), es gebe jedoch auch Berufe, denen die selbstän­
dige Tätigkeit in aller Regel begrifflich anhafte. 
Hierzu gehörten namentlich die auf Grund einer aka­
demischen Ausbildung ausgeübten freien Berufe der 
Rechtsanwälte, Ärzte und auch der Apotheker. Daher 
sei bei Geschädigten, die Angehörige dieser Berufe 
seien, im allgemeinen solange nicht von wirklicher 
Eingliederung zu sprechen, als sie nicht eine selb­
ständige Tätigkeit-w iedergefunden hätten, die geeig­
net sei, eine angemessene Lebensgrundlage für sie 
und ihre Familie zu bilden. Das Landesverwaltungs­
gericht Hamburg, das sich auf Klage des V ertreters 
der Interessen des Ausgleichsfonds mit dieser Sadie 
zu befassen hatte, ist anderer Ansicht. Es hob den Be­
willigungsbescheid des Landesausgleichsamtes auf und 
führte in seinen Entscheidungsgründen u. a. folgendes 
aus:
„Das G ericht h a t b e re its  in  se inem  U rteil in  d er Sadie  . . . 
—  V III a VGL 69/54 —  den  S tandpunk t v ertre ten , daß ein 
b isher se lb s tän d ig e r G ew erb e tre ib en d er au d i dan n  eine ge­
sicherte L ebensgrund lage im  S inne des § 254 A bs. 1 LAG 
w iedergefunden  h aben  kan n , w enn e r  eine  A ngestellten- 
tä tig k e it a u s ü b t . . .

Es kom m t d aher fü r d ie  E n tsd ie idung  . . . au ssd iließ llÄ  dar­
auf an, ob d ie  E inkünfte d es B e ige ladenen  aus se in er Tätig­
k e it  a ls an g es te llte r  A p o th ek er a ls  eine g e s id ie rte  L ebens­
g ru n d lag e  anzusehen  sind."

Der geschilderte Fall zeigt, wie weit z. Zt. noch die 
Auffassungen über die Begriffe „W iedergewinnung 
einer gesicherten Lebensgrundlage“ und „EingliedeT 
rung" auseinandergehen und wie dringend erforder­
lich die alsbaldige Klärung ist. Das vorstehend teil­
weise zitierte Urteil des Landesverwaltungsgerichts 
Hamburg ist übrigens nicht rechtskräftig geworden. 
Der Fall befindet sich in der Revision beim Bundes­
verwaltungsgericht.
Der Begriff der Eingliederung spielt auch im Rahmen 
des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) eine Rolle. 
§ 13 Abs. 1 BVFG lautet:
„Rechte u n d  V ergünstig u n g en  als V ertrieb e n e r od er S ow jet­
zonenflüchtling n a d i d iesem  G esetz  k a n n  nicht m eh r in  A n­
spruch nehm en, w er in  d as  w irtschaftliche u n d  soziale  Leben 
in  einem  nach se inen  frü h eren  w irtschaftlichen u n d  sozialen  
V erh ä ltn issen  zum utbaren  M aße e in g eg lied ert is t .“

Hierzu hat der Bundesminister für Vertriebene, Flücht­
linge und Kriegsgeschädigte unter dem 20. Ju li 1954 
Richtlinien herausgegeben (Akt. Z.; I 4a—4110 b— 
Tgb. Nr. 8047/54; Gemeinsames M inisterialblatt 1954,
S. 418), in denen es u. a. heißt:
„Als in  d as w irtschaftlid ie  u n d  soziale Leben e ingeg liedert 
w ird  —  vorbehaltlich  d e r  F rage  d er Z um utbarkeit des Ein­
g lied eru n g ss tan d es —  ein  V ertrieb e n e r oder F lüchtling d aher 
n u r anzusehen  se in , w enn  fo lgende F ragen  b e ja h t w erden  
können ;
a) V erfüg t der V e rtrie b e n e  od er F lüchtling  b e re its  üb er eine 

ausköm m liche Existenz, d. h. e rz ie lt e r  durch V erw endung  
se in er A rb e itsk ra ft o d e r  se ines V erm ögens E inkünfte in 
ein er H öhe, daß  e in  ausre ichender U n te rh a lt fü r sich und 
se in e  F am ilienangehörigen  g ew äh rle is te t ist?

b) V erfüg t e r  g egebenenfa lls ü b e r au sre id ien d e  M itte l zur 
Führung  se in er beruflichen E xistenz (z. B. erforderliche 
W erkzeuge, In strum en tarium , B etriebsm itte l, in sb eso n d ere  
auch M itte l für d ie  n o tw end igen  lau fenden  E rgänzungs­
beschaffungen)?

c) H alten  sich d ie gegebenenfalls v o rh an d en e  V erschuldung 
und  die dam it v e rb u n d en en  A bsicherungs- u n d  T ilgungs- 
verp flid itu n g en , sow eit sie m it d er w irtschaftlichen Exi­
stenz Z u sam m en h än g en , in  dem  für e in e  d e ra rtig e  E xistenz 
üblichen Rahm en?

d) K ann die e rre ic h te  E xistenz nach a llgem einer w irtschaft­
licher B etrachtungsw eise als gesichert an g eseh en  w erden? 
(Zur S id ie rh e it d e r E xistenz gehört auch e in e  ausreichende 
W ettbew erbsfäh igkeit.)

e) V erfüg t d er V ertrieb e n e  od er F lüchtling ü b e r  e in e  an g e­
m essene W ohnung  m it M obiliar u n d  sonstigem  H au sra t in 
zum utbarer E n tfernung  vom  A rbeitsp latz , d ie  auch d ie 
U n terb ringung  d er Fam ilie erm öglicht?

L iegt e in e  d er v o rs teh en d  au fg efü h rten  V orausse tzungen  
nicht vor, so k a n n  n icht g esag t w erden , daß d e r V ertrieb e n e  
od er F lüchtling b e re its  üb er e in e  nach den h eu tig en  a llge­
m einen  w irtschaftlid ien  u n d  soz ia len  V erh ä ltn issen  gesicherte  
E xistenz verfüg t. Er is t  n o d i nicht e ingeg liedert. D ie w eite re  
Frage, ob e r  im  H inblick auf se in e  f rü h e ren  w irtschaftlichen 
und  sozialen  V erh ä ltn isse  in  z u m u t b a r e m  M a ß e  e in ­
g eg lied ert ist, k a n n  und  brauch t dann  nicht g ep rü ft zu 
w erden."
Sicher werden die hier für die Durchführung des 
BVFG entwickelten Grundsätze nicht ohne weiteres 
und gewissermaßen „blind" auf das LAG und dessen 
Anwendung übernommen werden können. Aus der 
Tatsache heraus aber, daß das BVFG sich weitgehend 
mit demselben Personenkreis befaßt wie das LAG, er­
gibt sich die Notwendigkeit, Begriffe, die in  beiden 
Gesetzen verw andt werden, nicht unterschiedlich aus­
zulegen. Insofern haben die erwähnten Richtlinien des 
BGeschädMin vom 20. 7. 1954 auch für die Auslegung 
des LAG Bedeutung.
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In diesem Zusammenhang verdient noch, eine S tel­
lungnahme der Außenstelle des Bayerischen Landes­
ausgleichsamtes in Bayreuth Erwähnung: *)
.D er V erlust d er E x istenzgrundlage w irk t sich im m er dann 
noch aus, w enn d er G eschädigte nach d e r  Schädigung noch 
nicht w ieder e ingeg liedert w ar. E ine solche »E ingliederung“ 
setzt voraus, daß d er Lebensvm terhalt des G esd iäd ig ten  und  
seiner u n terhaltsberech tig ten  A ngehörigen  w ieder in  der 
gleichen W eise gesichert se in  muß, w ie e r  e s  v o r d er V er­
treibung' w ar. Bei' dem  V ergleich  d er Einkünfte, is t  dabei 
z. B. nicht auf den  N om inallohn, sonde rn  v ie lm eh r auf den 
Reallohn abzustellen . Dies bedeu te t, daß d er K aufw ert der 
nadi der V ertre ibung  erz ie lten  E inkünfte  m it dem  d er vor 
der V ertre ibung  erz ie lten  E inkünfte  zu  verg le ichen  ist."

Es ist zu hoffen, daß der Begriff der „Eingliederung" 
recht bald eine bindende Klärung erfährt, dam it die 
Entscheidungspraxis der Ausgleidisbehörden gerade 
in diesem außerordentlich wichtigen Punkt der drin­
gend erforderlichen Einheitlichkeit zugeführt wird.
Bei Anträgen auf W o h n u n g s b a u d a r l e h e n  nach 
§ 254 Abs. 3 LAG (Darlehen zur Förderung des 
Baus einer W ohnung am O rt des gesicherten A rbeits­
platzes) sind in verschiedenen Fällen Bewilligungen, 
die das Landesausgleichsamt ausgesprochen hatte, vom 
Landesverwaltungsgericht Hamburg aufgehoben w or­
den, weil die A ntragsteller durch die erlittene Schä­
digung ihre Lebensgrundlage nicht verloren hätten.’) 
Dieser Ansicht kann jedoch nicht beigepflichtet w er­
den. Das Gesetz gibt keine Handhabe dafür, daß auch 
in § 254 Abs. 3 LAG der V erlust der Lebensgrundlage 
Voraussetzung für die Gewährung des Aufbaudar­
lehens sein solle. Sowohl Abs. 1 als auch Abs. 3 des 
§ 254 sprechen von einem „Vorhaben", das durch die 
Gewährung des Aufbaudarlehens gefördert werden 
soll. Das „Vorhaben" im Sinne des Absatzes 1 ist die 
Schaffung einer neuen gesicherten Lebensgrundlage 
a n s t e l l e  einer durch die Schädigung verlorenen 
Lebensgrundlage. W enn nun § 254 Abs. 3 LAG sagt, 
daß als Vorhaben im Sinne des Abs. 1 auch der Bau 
einer W ohnung am O rt eines gesicherten Arbeits­
platzes gelte, dann folgt hieraus, daß als „Vorhaben" 
im Sinne des Abs. 3 nicht weniger, aber auch nicht 
mehr als der Bau der W ohnung am O rte des Arbeits­
platzes angesehen wird; mit anderen W orten: es kann 
nicht ein Bestandteil des „Vorhabens“, das in Abs. 1 
gemeint ist — näm lidi der V erlust der Lebensgrund­
lage, an deren Stelle die mit dem  Darlehen aufzu­
bauende neue Lebensgrundlage treten soll — in das 
Vorhaben des Abs. 3 (Bau einer W ohnung am Orte 
des gesicherten Arbeitsplatzes) hineininterpretiert 
werden. *)
UberD a r l e h e n  z u r  S c h a f f u n g  v o n  A r b  e i t s -  
p l ä t z e n  wurde bereits oben kurz berichtet. Diese 
Aktion wird übrigens aller Voraussicht nach die erste 
sein, die in absehbarer Zeit als beendigt zu betrachten 
sein wird. Nach den in  allen Ländern übereinstim ­
mend abgegebenen Meldungen der Landesarbeitsämter 
sind vermittlungsfähige Geschädigte, die ihre Arbeits­
plätze infolge der erlittenen Schädigung verloren ha­
ben und die noch nicht w ieder in neue, ihrer Ausbil­

dung und ihrem Köimen entsprechende Arbeitsplätze 
verm ittelt sind, in nennensw erter Anzahl nicht m ehr 
vorhanden, so daß sich die Fortführung der Arbeits­
platzaktion mit LA-Mitteln erübrigt.
Die W o h n r a u m h i l f e  ist — im Gegensatz zu den 
W ohnungsbaudarlehen — keine Individualhilfe, die 
einzelnen Geschädigten gewährt wird. Deshalb w er­
den die W ohnraumhilfe-M ittel auch nicht von den Äus- 
gleichsämtern oder den Landesausgleichsämtern ver­
geben. Vielmehr fließen diese M ittel vom Ausgleichs- 
fonds unm ittelbar in die Länderhaushalte. Sie w er­
den zur nachstelligen Finanzierung des W ohnungs­
baus für Geschädigte als öffentliche Mittel gemäß 
§ 3 Abs. 1 des Ersten W ohnungsbaugesetzes einge­
setzt (§ 348 Abs. 1 LAG). Ziel der W ohnraumhilfe ist 
es, den einzelnen Geschädigten die „Gelegenheit zum 
Bezug einer Wohnung" (§ 299 Abs. 1 LAG) zu ver­
schaffen. Zu diesem Zweck werden die mit Wohn- 
raumhilfe-M itteln geförderten W ohnungen als sogen. 
„LAG-Wohnungen" bei den W ohnungsämtern regi­
striert. Sie dürfen nur an  Geschädigte vergeben wer­
den, die durch einen „LAG-Schein“ nachweisen, daß 
sie durdi die erlittene Schädigung den notwendigen 
W ohnraum verloren haben und bisher ausreichende 
Wohimiöglichkeit entweder überhaupt nicht oder doch 
nicht am O rt ihres A rbeitsplatzes (bzw. an dem Ort, 
wo sie Arbeit finden könnten) sich haben beschaffen 
können (§ 293 LAG). Dies ist übrigens die einzige Be^ 
deutung des „LAG-Scheins". Die immer wieder auf- 
taüchende Meinung, der LAG-Schein berechtige zur 
Aufnahme eines Darlehens von 3 000 oder 4 000 DM 
oder stelle sogar einen in klingende Münze umzu­
schlagenden finanziellen W ert in dieser — oder auch 
anderer — Preislage dar, ist irrig.

BISHERIGE ZAHLUNGEN 
Es würde über den Rahmen dieses Aufsatzes hinaus­
gehen, wenn hier auf alle A rten der Lastenausgleichs- 
Leistungen eingegangen werden würde. Von allgem ei­
nem Interesse dürfte aber die nachstehende Übersicht 
über die Höhe der bisher aus dem Ausgleichsfonds 
geleisteten Auszahlungen sein. Vom Beginn der So- 
forthilfe-Aktion — also etwa seit Ende 1949 — bis 
zum 31. Dezember 1954, d. h. in einem Zeitraum von 
etwas m ehi als 5 Jahren, sind aus dem Soforthilfe- 
bzw. Ausgleichsfonds rd. 14 Mrd. DM an die Geschä­
digten gezahlt worden. Auf die einzelnen Leistungs­
arten verteilen sich die Auszahlungen folgendermaßen 
(in Mill. DM):

K riegssdiadenrente 
W ährungsausgleich für V ertriebene 
A ltsparerentsd iädigung 
H ausrath ilfe
A ufbaudarlehen G ewerbe 
A ufbaudarlehen L andw irtsdiaft 
W ohnungsbau (insgesamt)
D arlehen zur Beschaffung von A rbeitsplätzen
Ausbildungshilfe
H eim förderung

Zusammen

3 839,0 
748.8
142.0 

2 479,2 
1 014,5

641,5
4 504,9

264.0
323.0
132.0

14 089,8

*) „Zeitsdirift für L astenausgleidi" (Verlag O tto Sdiw arz & Co., 
Göttingen), H eft 2/1955, S. 27.
’) Vgl. audi G erken: «Der V erlu st der Lebensgrundlage im Rahmen 
des § 254 Abs. 3 LAG", in  .R undsdiau  für den Lastenausgleidi", 
Nr. 1/1955, S. 8.
*) Vgl. hierzu auda M üller in „Rundsdiau für den Lastenausgleidi", 
Heft 5/1955, S. 71. .

Vieles könnte noch gesagt werden; ü b er die nur allzu 
verständliche Ungeduld der Geschädigten, endlich einen 
Bruchteil der verlorenen materiellen W erte — die 
ideellen Verluste sind ohnehin unersetzbar —  ausge­
zahlt zu erhalten, über die ganz natürliche Erscheinung,
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daß jeder Geschädigte seinen eigenen A ntrag als den 
allerdringlichsten ansieht, über die immer w ieder aus­
gesprochene Erwartung, daß nicht »bürokratisch“ nach 
Paragraphen, sondern mit dem Herzen und mit 
menschlichem Verständnis über die A nträge entschie­
den werden möge; über den nur beschränkten Um­
fang der jeweils zur Verfügung stehenden M ittel und 
die Überlastung der Ausgleichsdienststellen mit A n­
trägen, über die Tatsache, daß unendlich viel A rbeits­
zeit durch Rückfragen der A ntragsteller verloren geht, 
über die nun einmal notwendigerweise gegebene Bin- 
dimg der Ämter an die Gesetze und W eisungen, und

so fort. Die Durchführung des Lastenausgleichs ver­
langt von den Geschädigten noch w eiterhin v ie l Ge­
duld und von den Bediensteten ein Höchstmaß von 
Einsatzbereitschaft imd Arbeitsfreude. Zwei ausschlag­
gebende Merkmale beherrschen den Lastenausgleich 
und werden an seinem Ende stehen, wie sie an sei­
nem Anfang gestanden haben:
Die Begrenzung der Belastungsfähigkeit der Abgabe­
pflichtigen durch die volkswirtschaftlichen Möglich­
keiten, und die Notwendigkeit, die aufkommenden 
M ittel nach den. Grundsätzen der sozialen Gerechtig­
keit zu verteilen.

Die Kriegsopferversorgung in der Bundesrepublik
Kurt Pohle, M. d, B., Bonn

Das alte Reichsversorgungsgesetz vom 12. Mai 1920 
w urde durch das Kontrollratsgesetz vom 20. A u­

gust 1946 mit allen Nebengesetzen aufgehoben. Die 
Anordnungen der M ilitärregierungen hatten die Zahlung 
von Versorgungsgebühm issen schon vor diesem Auf­
hebungstermin zur Einstellung gebracht. Im Jahre 1947 
kam es dann in der amerikanisch besetzten Zone zu 
einer Neuregelung durch das KB-Leistungsgesetz, in 
der britisch besetzten Zone zu einer Regelung nach 
der Sozialversicherungsdirektive Nr. 27 vom 2. Mai 
1947, in  der französisch besetzten Zone im Lande Rhein­
land-Pfalz durch das Landesversorgungsgesetz vom 
18. Januar 1949, im Lande W ürttemberg-Hohenzollern 
durch das KB-Leistungsgesetz vom 11. Januar 1949, 
w ährend im Lande Baden weiterhin das alte Reichs­
versorgungsgesetz mit einigen Einschränkungen cui- 
gewendet werden konnte.
Der W irtschaftsrat hat im Jahre 1949 noch ein An­
gleichungsgesetz für die Bizone zu erlassen versucht, 
um die Unterschiede in der Kriegsopferversorgung 
wenigstens einigermaßen auszugleichen, doch ver­
sagten die M ilitärgouverneure diesem Gesetz ihre Ge­
nehmigung.

GESETZLICHE REGELUNG
Durch den Art. 74 des Grundgesetzes konnte nadi der 
Bildung von Bundestag und Bundesregierung endlich 
wieder das auseinandergelaufene Versorgungsrecht 
der Kriegsopfer einer einheitlichen Regelung zugeführt 
werden. Der Bundestag beschloß am 2. Februar 1950 
ein Überbrückungsgesetz zur Verbesserung von Lei­
stungen an Kriegsopfer, das rückwirkend mit dem 
1. Januar 1950 in Kraft trat. Am 19. Oktober 1950 ver­
abschiedete dann der Bundestag das Bundesversor­
gungsgesetz, das mit W irkung vom 1. Oktober 1950 
die Versorgung der Opfer des Krieges bundeseinheit­
lich regelt. In diesem Gesetz wurde auch erstmalig 
die Gesetzesgleichheit mit Berlin hergestellt. Zu die­
sem Gesetz sind bisher drei ergänzende und die Lei­
stungen des Gesetzes zum Teil verbessernde Novellen 
gekommen, wovon die letzte am 1. Januar 1955 in 
ihren wesentlichen Bestimmungen wirksam wurde. 
Das Bundesversorgungsgesetz ist kein Neubau. Die 
Fundamente und der Grundriß des früheren Reichs­

versorgungsgesetzes sind beibehalten worden. Die 
einzelnen Abschnittswohnungen in dem Bundesver­
sorgungsgesetz sind teilweise k leiner geworden, was 
mit der großen Zahl von 4,3 Mill. Versorgungsberech­
tigten begründet wird, wobei m an aber a n  der posi­
tiven Ergänzung durch die fürsorgerischen Bestimmun­
gen dieses Gesetzes nicht Vorbeigehen kann. Neben 
den reinen Rentenleistungen sind die Bestimmungen 
über die Heilbehandlung, um den Gesundheitszustand 
des Beschädigten zu bessern und seine Arbeitsfähig­
keit zu erhalten, sowie die Bestimmungen über die 
Gewährung von Erziehungsbeihilfen an  Beschädigte 
und H interbliebene zur Sicherstellung der Schul- und 
Berufsausbildung der unterhaltsberechtigten Kinder 
von wesentlicher Bedeutung.

LEISTUNGEN
Die Versorgung wird auf A ntrag gew ährt und umfaßt 
Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld, soziale 
Fürsorge, Arbeits- und Berufsförderung, Beschädigten­
rente und Pflegezulagen, Bestattungsgeld und Bezüge 
für das S terbevierteljahr,' H interbliebenenrente und 
Bestattungsgeld beim Tode von Hinterbliebenen. Wenn 
ein Anspruch auf Rente festgestellt worden ist, so wird 
wegen anerkannter Folgen der Schädigung Heilbehand­
lung gewährt. Schwerbeschädigte erhalten auch für 
Gesundheitsstörungen, die nicht Folge einer Schädi­
gung sind, Heilbehandlung. Angehörige Schwerbeschä­
digter, die mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben 
und von ihnen überwiegend unterhalten werden, er­
halten am bulante ärztliche und zahnärztliche Behand­
lung, Arznei- und Verbandmittel sowie Krankenhaus­
behandlung, wenn die Krankenbehandlung nicht ander­
weitig sichergestellt ist oder sichergestellt werden 
kann. Wichtig ist für den Beschädigten auch die Aus­
stattung mit Körperersatzstücken, orthopädischen und 
anderen Hilfsmitteln. Wünscht der Blinde einen Führ- 
hund, so muß auch dieser durch die orthopädische 
V ersorgungsstejle beschafft werden. Der Unterhalts­
betrag für den Führhund von monatlich 25 DM steht 
jetzt jedem Blinden als sogenannte Führhilfe zu.
Die §§ 25—27 des Gesetzes umfassen die soziale Für­
sorge und die Arbeits- und Berufsförderung. Es ist 
eine der vordringlichsten Aufgaben der mit der Durch­
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